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Z
ugegeben, im Nachhinein ist man immer
 klüger. Aber dass ein Brand nicht gelöscht
werden kann, indem man Öl ins Feuer schüt-
tet, ist nun wirklich wenig überraschend. Erst

recht, wenn vor nicht allzu langer Zeit ein paar Stra-
ßen weiter ein ähnliches Experiment fehlgeschlagen
ist. Aber der Mensch lernt selten aus der Vergan-
genheit – schon gar nicht, wenn er von Beruf Politi-
ker ist. Also wurde der Abschwung nach der New-
Economy-Blase mit der Niedrigzinspolitik des Herrn
Greenspan bekämpft, durch die sich, wie wir wissen,
neue, gefährlichere Blasen gebildet haben. Deren
Auswirkungen wurden dann wieder durch billiges
Geld bekämpft. Dazu gab’s Konjunkturprogramme
und Rettungspakete für Firmen. Wenig überraschend,
dass wir jetzt eine Schuldenkrise haben ... 

Dabei hat John Maynard Keynes, auf dessen Ar-
beiten diese Wirtschaftspolitik de facto basiert, nicht

daran gedacht, dass der Staat auch
in fetten Jahren mehr ausgibt, als
er hat. Dass er aber die Wirtschaft
überhaupt ankurbeln müsse, ist
mittlerweile umstritten. Schon in
Japan hat das nicht funktioniert.
Dort war 1990 eine Immo-Blase
geplatzt, woraufhin die Zinsen
Richtung Null geschraubt und
Unsummen in Konjunkturpro-
gramme gepumpt wurden. Das
Ergebnis kennen wir: Die Krise in
Japan ist bis heute nicht ausge-
standen. 

Immer mehr Experten prophe-
zeien nun auch uns eine längere
Periode der Stagnation. Und im-
mer mehr zitieren die „Austrians“.
Die Österreichische Schule der
Nationalökonomie, deren Tradi-
tion bis ins 19. Jahrhundert zu-
rückreicht, ist ein Gegenpol zum
Keynesianismus (mit dem sich
etwa August von Hayek auch ei-
nen Schlagabtausch lieferte). Die

„Österreicher“ lehnen staatliche Eingriffe ebenso ab
wie das Nichtausscheiden unproduktiver Einheiten
(Gruß an marode Banken oder auch GM) und über-
mäßiges Geldwachstum, erzeugt durch künstlich
niedrige Zinsen, die Verzerrungen bewirken. Kein
Wunder, dass sie eine Renaissance erleben. Sicher,
auch ihre Thesen kann man diskutieren. Als bloße
ultraliberale Turbo-Kapitalisten darf man sie aber
nicht abtun. Im Zentrum steht der Unternehmer, der
sich die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse zum
Ziel gesetzt hat. „Die Funktion, die den wahren
 Unternehmer auszeichnet, liegt darin, auf eigene Ver-
antwortung das Vermögen der Menschen zu meh-
ren, höhere Ziele besser und Ressourcen schonen-
der zu erreichen, nicht bloß Mittel als Selbstzweck
anzuhäufen“, meinte Ludwig von Mises. In unserer
mittelständischen Wirtschaft ist das gelebte Realität
(siehe auch „Beobachtet“ auf dieser Seite). 
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Leitartikel: Bad News für Schmähbrüder – also auch
für uns

„Mit dem Schmähführen ist sowieso bald Schluss. Dafür
sorgt die EU gemeinsam mit den Großbanken, die nicht
nur in Österreich längst das Heft in der Hand haben.“

gast

Deutsche Regierungsfraktionen einig zu Euro-
 Rettungsschirm

„So lange Deutschland so freudig zahlt, müssen wir für
die Pleitiers weniger tief in die Tasche greifen. Wir sollten

wie die Slowakei die Zahlung verweigern. “
pest

Das große Pech mit dem Kleinen Glück
„Den gesellschaftlichen Schaden durch die gescheiterten

Spieler-Existenzen kann man ohnehin nicht beziffern.
Weg damit!“

acm971
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■Die hier publizierten Gastkommentare/Repliken/Leserbriefe geben ausschließlich die  Meinung
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Was Sie Ihre Bank zum
Franken fragen sollten 

Schweizer Franken-Kre-
dite und Derivatge-
schäfte in dieser Wäh-

rung machen derzeit vielen
Österreichern große Sorgen.
Ausgelöst wurde dies durch
den Höhenflug des Schwei-
zer Franken.

Seifenblase. Die vermeintlich
konservative Allgemeinein-
schätzung „eines Zinsvorteils
von 1,5 Prozent bei geringer
Währungsschwankung“ ent-
puppte sich schon im vergan-
genen Jahr als Seifenblase –
egal, welches Produkt gewählt
wurde. Die Wette „niedrige
Zinsbelastung gegen Wäh-
rungsschwankung“ wurde be-
reits mehrfach ad absurdum
geführt.

Was die meisten Anleger
und Kreditnehmer nicht wis-
sen: Intransparente Kosten
beziehungsweise Bankmargen
verschärfen in vielen Fällen
die Situation zusätzlich. Der
Anteil am Verlust kann bis zu
zehn Prozent betragen. 

Prinzip Hoffnung. Die alt-
hergebrachten empfohlenen
Lösungsansätze wie das Aus-
sitzen des Bewertungsverlus-
tes nach dem Prinzip Hoff-
nung, der Wechsel in ein
 anderes Währungspaar oder
zusätzliche Kosten für Absi-

cherungen können zwar in
Betracht gezogen werden,
sollten aber bei einer Schief-
lage von durchschnittlich 30
bis 40 Prozent mit einer ob-
jektiven Analyse der Scha-
densursache einhergehen. 

Risiko und Kosten. Dazu ist
die Beantwortung von drei
Kardinalfragen unumgänglich.

Gibt es ein maximales Risi-
ko, und wenn ja – wie hoch ist
es? Liegen tatsächlich alle
Kosten vor? Sind die Folgen

von Kursverlusten mit ein-
kalkuliert? Auch wenn man-
che Banken diese Fragen nicht
gerne hören: Werden sie nicht
gestellt, erhöht sich das Spe-
kulationsrisiko für Betroffene
um ein Vielfaches. 
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Grüne
beweisen
ihre Reife

An dieser Stelle muss
heute mit bösarti-
gen Unterstellungen

aufgeräumt werden: Die
Wiener Grünen sind kein
orientierungsloser Haufen
mit Regierungsfunktion,
der vom Wiener Wohl-
fühlbürgermeister zu Tode
umarmt wird. Nein, nein.
Die Wiener Grünen be-
weisen eindrucksvoll, dass
sie diversen etablierten
Parteien mit Regierungs-
erfahrung in fast allen Be-
langen durchaus das Was-
ser reichen können.

In der Disziplin „Schaf-
fen und Verschaffen von
Amterln aller Art“ haben
die Wiener Grünen so
eben einen echten Durch-
bruch erzielt. Erste Ansät-
ze für besondere Talente
ließen sie ja schon mit der
Einführung des Amtes ei-
nes Wiener Universitäts-
beauftragten aufblitzen –
inklusive Besetzung des
Jobs durch einen grünen
Altvorderen. Ihre Meister-
schaft haben die Grünen
aber mit der Einrichtung
eines Wiener Radver-
kehrsbeauftragten bewie-
sen: inklusive Besetzung
aus dem Grün-Umfeld und
Schaffung zweier zusätzli-
cher Mitarbeiter-Stellen.

Aufrichtige Gratulation
an dieser Stelle an die jun-
ge Wiener Regierungspar-
tei: Damit haben die Grün-
den die Reifeprüfung der
hohen Politik bestanden.

Können Sie es noch hören? Wieder ein Mega-
Skandal, noch ein schamloses Händeaufhalten.
Das Geschäft mit den Bad News läuft wie ge-

schmiert. Und Österreich verkommt langsam aber si-
cher zur Bananenrepublik. Gott sei Dank muss unser
Land nicht von den staatsnahen Betrieben und deren
Richtung (vor)gebenden Politikern leben, sonst könn-
ten wir bald Amen und Gute Nacht sagen. 
Gott sei’s dreimal gedankt lebt unser Österreich von
den vielen rechtschaffenen Familienunternehmen, die
oft gar nicht die Zeit haben, um in Versuchung zu kom-
men, von ihren Werten abzukommen. Familienunter-
nehmen sind das Rückgrat unserer Wirtschaft. Sie den-
ken langfristig, sie denken an die Menschen, denen sie Arbeit
geben, und an die Region, in der sie leben wollen, aber nie an
den schnellen Erfolg. Natürlich denken auch Familienbetrie-
be an Wachstum, nur ungesund soll es nicht werden.

Werte stehen bei Familienunternehmen im Vordergrund.

Nicht heute, immer schon. Das hat sich gerade in den
Krisenzeiten als Asset herausgestellt. Werte haben
mit Vertrauen zu tun – auch das spielt bei Familien-
unternehmen eine große Rolle. Beide Begriffe, Wer-
te und Vertrauen, sind andernorts bedauerlicherweise
aus der Mode gekommen. Raffgier hat dort Einzug
gehalten. Wir lesen es jeden Tag.

Von den Besten lernen. Familienunternehmen sind
rechtschaffen und anständig. Und doch entwickeln
sie sich ständig weiter. Gerade haben sich namhafte
Unternehmer zusammengetan und sich einen Go-
vernance-Kodex verpasst – einen noch strengeren,

um Werte und Vertrauen zu sichern und Streit und Skandale
im Vorhinein zu vermeiden. Die staatsnahen Betriebe, Insti-
tutionen und vor allem unsere Politiker könnten viel von den
Familienbetrieben lernen. Leider sitzen zu wenig Unterneh-
mer im Parlament. Warum wohl? Eben ...
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Wertvoll! Hier wird nicht geschmiert 

UMGEHÖRT

Vielleicht wird Berlusconi ja vernünftig 
Und wieder zieht der Sog stärker,

der Sog nach unten wohlgemerkt.
Denn dass das neue griechische

Sparpaket den Abwärtsstrudel stoppen
kann, glauben nur noch hartnäckige
 Optimisten. Schließlich drückt jede neue
Sparanstrengung, so sehr die Troika aus
EU, EZB und IWF auch darauf drängen
mag, auf die Konjunktur. 

Italiener steuern gegen. Italien hat dies
offenbar erkannt und will nach mehre-
ren Sparpaketen heute auch ein Konjunk -

turpaket vorstellen. Mittels umfangrei-
cher Investitionen in die Infrastruktur
soll das Wirtschafts  wachstum angekur-
belt und das Vertrauen der Finanzmärk-
te wiedergewonnen werden. Zugegeben,

der Spielraum Italiens, massiv Geld in
die Konjunkturbelebung zu pumpen, ist
angesichts einer Staatsver schuldung von
120 Prozent des BIP gering. Damit haben
die Italiener (nach den Griechen) die
zweithöchste Schuldenquote der Euro-
zone. Will man aus der Abwärtsspirale
heraus finden, ist es dennoch vernünftig,
das seit Jahren dahingrundelnde italie-
nische Wachstum zu steigern. Zu hoffen
bleibt nur, dass die Maßnahme im Zick-
Zack-Kurs von Premier Silvio Berlusco-
ni nicht untergeht.
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Die Wette niedrige Zinsbelastung gegen 
Währungsschwankung wurde ad absurdum geführt
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